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Ordnung für die Durchführung der 
Zugangsprüfung für beruflich qualifizierte 
Bewerber sowie für die Durchführung des 

Probestudiums 
 

- Zugangsprüfungsordnung - 
 

Auf Grund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 49 
Abs. 6 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz 
– HG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. 2006 
S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes zum Aufbau der Fachhochschule für 
Gesundheitsberufe in Nordrhein-Westfalen vom 
8. Oktober 2009 (GV. NRW. 2009, S. 516), und 
der Verordnung über den Hochschulzugang für 
in der beruflichen Bildung Qualifizierte (Berufs-
bildungshochschulzugangsverordnung) vom 8. 
März 2010 (GV. NRW. 2010 S. 155) hat die 
Hochschule Hamm-Lippstadt gemäß Art. 1 Teil 1 
§ 2 Abs. 2 des Fachhochschulausbaugesetzes 
vom 21.04.2009 (GV.NRW.2009, S. 255) fol-
gende Ordnung erlassen:  
 
Abschnitt 1: Durchführung der Zugangsprü-
fung für beruflich qualifizierte Bewerber 

 
§ 1 Zweck der Zugangsprüfung 

 
(1) Durch die Zugangsprüfung wird festgestellt, ob 

die sich bewerbende Person die fachlichen und 
methodischen Voraussetzungen für das Studi-
um des angestrebten Studiengangs an einer 
Hochschule erfüllt. 

(2) Die bestandene Zugangsprüfung berechtigt – 
vorbehaltlich der Zulassung zum Studium nach 
Absatz 4 – zur Aufnahme des Studiums im ers-
ten Fachsemester desjenigen Studiengangs, 
den die Bewerberin oder der Bewerber im An-
trag auf Zulassung zur Zugangsprüfung ge-
nannt hat. 

(3) Das Studium, für das die Zugangsprüfung ab-
gelegt wird, ist nicht auf einen der Berufsaus-
bildung oder der beruflichen Tätigkeit oder der 
Erziehungs- und Pflegetätigkeit fachlich ent-
sprechenden Studiengang beschränkt. 

(4) Mit bestandener Zugangsprüfung wird nicht die 
Zulassung zum Studium festgestellt. Hierfür ist 
ein gesonderter Zulassungsantrag zu stellen. 

(5) Ist für das Studium im angestrebten Studien-
gang auch der Nachweis einer studiengangbe-
zogenen besonderen Vorbildung, künstleri-
schen oder sonstigen Eignung oder praktischen 
Tätigkeit zu erbringen (§ 49 Abs. 5 HG), so tritt 
dieses Erfordernis neben das Erfordernis des 
Bestehens der Zugangsprüfung.   

 
 
 

 

 
§ 2 Teilnahme 
 
An einer Zugangsprüfung kann gemäß § 4 der 
Verordnung über den Hochschulzugang für in 
der beruflichen Bildung Qualifizierte in der 
Fassung vom 8. März 2010 teilnehmen, wer 
die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

 
1. Abschluss einer nach Berufsbildungsgesetz 

oder Handwerksordnung oder einer sonstigen 
nach Bundes- oder Landesrecht geregelten 
mindestens zweijährigen Berufsausbildung und 

2. eine danach erfolgende mindestens dreijährige 
berufliche Tätigkeit auch in einem der Ausbil-
dung fachlich nicht entsprechenden Beruf; für 
Stipendiaten des Aufstiegsstipendien-
programmes des Bundes sind zwei Jahre aus-
reichend. Der beruflichen Tätigkeit gleichge-
stellt ist die hauptverantwortliche und selbst-
ständige Führung eines Familienhaushalts und 
die Erziehung eines minderjährigen Kindes im 
Sinne des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes oder die Pflege eines An-
gehörigen im Sinne des § 16 Absatz 5 Zehntes 
Buch Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungs-
verfahren und Sozialdatenschutz. Eine mindes-
tens hälftige Teilzeitbeschäftigung oder Über-
nahme der in Satz 2 genannten Aufgaben ist 
als berufliche Tätigkeit mit dem entsprechen-
den Anteil anzurechnen. 

 
§ 3 Prüfungsverlauf und –formen, Prüfungs-
inhalte, Prüfungstermin- und –ort 

 
(1) Die Zugangsprüfung besteht in der Regel aus 

drei für alle Bewerberinnen und Bewerber 
gleichartigen Prüfungsteilen zur Überprüfung 
der allgemeinen Kompetenzen in den Berei-
chen Deutsch, Englisch und Mathematik sowie 
einem studiengangspezifischen mündlichen 
Prüfungsteil (Teilprüfungen). 

(2) Die Prüfungsteile zur Überprüfung der allge-
meinen Kompetenzen in den Bereichen 
Deutsch, Englisch und Mathematik sind nach-
zuweisen durch das Bestehen dieser in einem 
zentralen Testverfahren der nordrhein-
westfälischen Fachhochschulen angebotenen 
Prüfungen. 

(3) Der Prüfungsteil zu Kompetenzen im Bereich 
Mathematik kann nach Maßgabe des zuständi-
gen Prüfungsausschusses um studiengangs-
spezifische Fragen ergänzt werden. Die ent-
sprechenden Prüfungsfragen bestimmen die 
Prüferinnen und Prüfer der beauftragten Orga-
nisation in Abstimmung mit den Hochschulen. 
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(4) Der Prüfungsteil zur Überprüfung der allgemei-

nen Kompetenzen im Bereich Englisch kann 
auch durch das erfolgreiche Bestehen eines 
Sprachtests auf dem Niveau B1 des Europäi-
schen Referenzrahmens für Sprachen gemäß 
Anlage A nachgewiesen werden. Das Tester-
gebnis darf zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nicht älter als zwei Jahre sein. Der Sprachtest 
umfasst je nach Testanbieter schriftliche und 
mündliche Bestandteile. 

(5) Wer in jeder der drei Teilprüfungen Deutsch, 
Englisch und Mathematik  zur Überprüfung der 
allgemeinen Kompetenzen nicht mindestens 
die Note „ausreichend“ (4,0) (vgl. § 8) erreicht 
hat, wird zu der mündlichen Prüfung nicht zuge-
lassen. 

 
§ 4 Zentrale Prüfung in den Bereichen 
Deutsch, Englisch und Mathematik 

  
(1) Die Prüfung in Deutsch, Englisch und Mathe-

matik wird schriftlich, unter Aufsicht und mit den 
zugelassenen Hilfsmitteln durchgeführt. Der 
Kandidat oder die Kandidatin soll nachweisen, 
dass er oder sie die fachlichen und methodi-
schen Voraussetzungen für das Studium des 
angestrebten Studiengangs erfüllt. 

(2) Über Hilfsmittel, die bei schriftlichen Arbeiten 
benutzt werden dürfen, entscheidet der oder 
die Prüfende. Eine Liste der zugelassenen 
Hilfsmittel ist gleichzeitig mit der Ankündigung 
des Prüfungstermins und -orts bekannt zu ge-
ben. 

(3) Die Prüfung umfasst für die Bereiche Deutsch 
und Englisch jeweils 90 Minuten und für den 
Bereich Mathematik 60 Minuten. Wird der Prü-
fungsteil zum Bereich Mathematik gemäß § 3 
Abs. 3  um studiengangspezifische Fragen er-
gänzt, so verlängert sich seine Dauer um 30 
Minuten. 

 
  

§ 5 Studiengangspezifische mündliche Prü-
fung 
 

(1) Die mündliche Prüfung wird an der jeweiligen 
Hochschule vor zwei Prüfenden abgelegt. Die 
Prüfenden bestellt der Prüfungsausschuss. Er 
bestimmt auch die fachlichen Gebiete der 
mündlichen Prüfung. Der Kandidat oder die 
Kandidatin soll nachweisen, dass er oder sie 
über das notwendige studienfachbezogene 
Wissen verfügt sowie nachvollziehbar und re-
flektiert für den angestrebten Studiengang mo-
tiviert ist.  

(2) Über Hilfsmittel, die benutzt werden dürfen, 
entscheiden die Prüfenden. Eine Liste der zu-
gelassenen Hilfsmittel ist gleichzeitig mit der 
Ankündigung des Prüfungstermins und -orts 
bekannt zu geben. 

(3) Im ersten Teil der Prüfung legt der Kandidat 
oder die Kandidatin in einem freien Vortrag sei-
ne bzw. ihre Motivation für den angestrebten 
Studiengang dar. Im zweiten Teil schließt sich 
ein Prüfungsgespräch an, das anhand des vor-
gegebenen Prüfungsthemas fachliche und me-
thodische Kenntnisse und Fähigkeiten prüft. 

Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt 
mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. 

(4) Die wesentlichen Fragen und die Ergebnisse 
des Prüfungsgespräches sind in einem Proto-
koll festzuhalten, das von den Prüfenden zu un-
terzeichnen ist. Die Bewertung ist dem Kandi-
daten oder der Kandidatin im Anschluss an das 
Prüfungsgespräch bekannt zu geben. 

 
 

§ 6 Wiederholung 
 

(1) Ist die Prüfung nicht bestanden, so kann sie 
wiederholt werden. Die Anzahl der Versuche für 
die Wiederholung der gesamten Prüfungsleis-
tung ist nicht beschränkt.  

(2) Die Wiederholung von Prüfungsleistungen ist 
beim nächsten regulären Prüfungstermin mög-
lich, an dem die Prüfung für den Studiengang 
angeboten wird.  

(3) Waren Prüfungsteile bestanden, so sind sie auf 
Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten auf 
eine Wiederholungsprüfung anzurechnen. Die 
Anrechnung ist nur möglich, wenn die Wieder-
holungsprüfung spätestens ein Jahr nach dem 
ersten Prüfungsversuch angetreten wird. 

 
 

§ 7 Prüfungsausschuss und Prüfende 
 

(1) Die Abnahme der Zugangsprüfung geschieht 
nach Maßgabe dieser Ordnung unter der Ver-
antwortung des Prüfungsausschusses. Er ent-
scheidet über den Erfolg der Prüfung. 

(2) Der Prüfungsausschuss beauftragt qualifizierte 
Prüferinnen und Prüfer der kooperierenden Or-
ganisation mit den zentralen Teilprüfungen in 
Deutsch, Englisch und Mathematik gemäß § 3 
Abs. 2. 

(3) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen 
und Prüfer für die studiengangspezifische 
mündliche Prüfung. Jede mündliche Teilprüfung 
wird von zwei Prüfenden abgenommen. 

(4) Zur Abnahme der studiengangspezifischen 
mündlichen Prüfungsteile sind Professorinnen 
und Professoren, Honorarprofessorinnen und -
professoren, Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben und Lehrbeauftragte befugt. 

(5) Der Prüfungsausschuss bestimmt die fachli-
chen Gebiete der studiengangspezifischen 
mündlichen Prüfung und gibt sie den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern rechtzeitig mit der Einla-
dung zum Prüfungstermin bekannt. Er koordi-
niert die Prüfungen und informiert die Bewerbe-
rinnen und Bewerber rechtzeitig über die vor-
gesehenen Prüfungstermine und -orte. 

 
 

§ 8 Bewertung 
 

(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differen-
ziert zu beurteilen. Die Noten für die einzelnen 
Prüfungsleistungen werden von der jeweiligen 
Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer festgesetzt. 
Die Bewertung des Prüfungsteils nach § 3 Abs. 
4 folgt gemäß der Anlage A. 
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(2) Sind mehrere Prüferinnen oder Prüfer an einer 

Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte 
Prüfungsleistung gemeinsam. Bei nicht über-
einstimmender Beurteilung ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen. 

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind 
folgende Noten zu verwenden:  
 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;  
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen liegt;  
3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht;  
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
Mängel noch den Anforderungen genügt;  
5 = nicht ausreichend (nicht bestanden) = eine 
Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht mehr genügt.  
Zur weiteren Differenzierung der Bewertung 
können um 0,3 verminderte oder erhöhte No-
tenziffern verwendet werden; die Noten 0,7, 
4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. Prü-
fungsleistungen sind bestanden, wenn sie mit 
mindestens "ausreichend"  (4,0) bewertet wor-
den sind. 

 
(4) Bei der Bildung von Noten aus Einzelbewertun-

gen wird jeweils nur die erste Dezimalstelle be-
rücksichtigt; alle weiteren Stellen hinter dem 
Komma werden ohne Rundung gestrichen. 

 
 

§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung 
 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als "nicht ausrei-
chend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin 
oder der Kandidat zum Prüfungstermin nicht er-
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der 
Prüfung von der Prüfung zurücktritt. 

(2) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner 
Prüfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beein-
flussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung 
als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Der 
Täuschungsversuch ist von der jeweiligen Prü-
ferin oder dem jeweiligen Prüfer oder der auf-
sichtführenden Person aktenkundig zu machen. 
Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf 
der Prüfung stört, kann von der jeweiligen für 
die Prüfung oder Aufsicht verantwortlichen Per-
son in der Regel nach Abmahnung von der 
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlos-
sen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ 
(5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss 
sind aktenkundig zu machen. 

 
 

§ 10 Ergebnis und Zeugnis 
 

(1) Eine Teilprüfung (§3 Abs. 1) ist bestanden, 
wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0) 
bewertet worden ist. Die Zugangsprüfung ist 
bestanden, wenn alle Teilprüfungen bestanden 
sind.  

(2) Über die bestandene Zugangsprüfung wird ein 
Zeugnis gemäß Anlage ausgestellt. Das Zeug-
nis enthält die nach § 8 festgestellten Noten der 
Teilprüfungen sowie die Gesamtnote gemäß 
Absatz 3. Das Zeugnis trägt das Datum des 
Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erb-
racht worden ist. Es trägt die Unterschrift der 
oder des Vorsitzenden des zuständigen Prü-
fungsausschusses und wird mit dem Siegel der 
Hochschule Hamm-Lippstadt versehen.  

(3) Die Gesamtnote der Prüfung (Durchschnittsno-
te) bestimmt sich aus dem ungewichteten 
arithmetischen Mittelwert der Noten der vier 
Teilprüfungen. Die Regelungen des § 8 Abs. 4 
gelten entsprechend.  

(4) Ist die Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als 
nicht bestanden, so erteilt die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses der Kandida-
tin oder dem Kandidaten hierüber einen schrift-
lichen Bescheid, der auch auf bestehende 
Wiederholungsmöglichkeiten hinweist. Dieser 
Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen. 

 
 

§ 11 Einsichtnahme 
 
Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird 
der Kandidatin oder dem Kandidaten auf An-
trag innerhalb eines Jahres Einsicht in ihre 
oder seine schriftlichen Arbeiten und in das 
Protokoll der mündlichen Prüfung gewährt. 

 
 

§ 12 Datenschutz 
 
Die Hochschule erhebt bei den Bewerberinnen 
und Bewerbern die zur Durchführung der Zu-
gangsprüfung auf der Grundlage dieser Ord-
nung erforderlichen Daten.  Desweiteren holt 
die Hochschule eine schriftliche Einwilligung 
der Bewerberinnen und Bewerber zur Weiter-
gabe dieser Daten an die die zentrale Prüfung 
(§ 3 Abs. 2) durchführende Hochschule ein.  
Diese Einwilligung vorausgesetzt, ist die 
Hochschule auf der Grundlage einer Vereinba-
rung über die Datenverwendung berechtigt, die 
Daten an die durchführende Hochschule zu 
übermitteln. Auf der Grundlage dieser Verein-
barung ist die durchführende Hochschule be-
rechtigt, die Daten zur Durchführung der Prü-
fungsverfahren zu nutzen.  Die kooperierende 
Organisation erhält von den Hochschulen aus-
schließlich pseudonymisierte Daten. Im Übri-
gen sind die Bestimmungen des Datenschutz-
gesetzes NRW zu beachten. 
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Abschnitt 2:  
Durchführung des Probestudiums 

 
§ 13 Probestudium 
 

(1) In nicht zulassungsbeschränkten Studien-
 gängen können die Bewerberinnen und 
 Bewerber gemäß § 4 Abs. 1 der Berufsbil-
 dungshochschulzugangsverordnung vom 
 08. März 2010 auch ein Probestudium 
 aufnehmen. 

(2) Personen, die gemäß § 2 und § 3 der Berufs-
bildungshochschulzugangsverordnung vom 
08. März 2010 Zugang zu einem Hochschul-
studium haben, können ein Probestudium 
aufnehmen, über dessen Erfolg sie selbst 
entscheiden.  

(3) Das Probestudium ist nicht auf einen der Be-
rufsausbildung oder der beruflichen Tätigkeit 
oder der Erziehungs- und Pflegetätigkeit fach-
lich entsprechenden Studiengang beschränkt. 

 
 

§ 14 Erfolg und Dauer des Probestudiums 
 

(1) Das erfolgreiche Probestudium berechtigt 
studiengangbezogen zur Fortsetzung des 
Studiums im jeweiligen Studiengang an der 
Hochschule Hamm-Lippstadt. Das Probe-
studium ist für diejenigen Studierenden, die 
ein der Berufsausbildung oder der berufli-
chen Tätigkeit fachlich nicht entsprechen-
des Studium aufgenommen haben, erfolg-
reich, wenn in Bachelorstudiengängen pro 
Probesemester mindestens 20 Leistungs-
punkte nachgewiesen werden. Die Leis-
tungen müssen am Ende des Probestudi-
ums nachgewiesen werden. 

(2) Das Probestudium dauert zwei Semester 
und richtet sich nach den Regelungen der 
Rahmenprüfungsordnung und der jeweili-
gen Fachprüfungsordnung für das entspre-
chende Fachsemester. Für Studierende, 
die einen Umstand im Sinne des § 8 Abs. 3 
Studienbeitrags- und Hochschulabgaben-
gesetz erfüllen, verlängert sich die Dauer 
des Probestudiums um den von diesem 
Umstand umfassten Zeitraum entspre-
chend. 

(3) Im Übrigen gelten für das Probestudium die 
 allgemeinen Regeln des Hochschulge-
 setzes und der Ordnungen der Hochschule 
 Hamm-Lippstadt zum  Studium. Insbeson-
 dere werden die auf Probe studierenden 
 Personen nach Maßgabe des § 48 HG für 
 einen oder mehrere Studiengänge an der 
 Hochschule Hamm-Lippstadt einge-    
 schrieben. 
(4) Nach dem Ablauf des Probestudiums er
 lischt für die auf Probe studierende Person 
 als solche der Anspruch auf Teilnahme an 
 den nach der Prüfungsordnung erforder-
 lichen Prüfungen, falls das Studium nicht 
 fortgesetzt werden kann. 

 
 

Abschnitt 3: Hochschulwechsel, In-
krafttreten 
 
§ 15 Hochschulwechsel 
 

(1) Der Wechsel der Hochschule ist für Perso-
nen, die gemäß § 2 der Berufsbildungs-
hochschulzugangsverordnung vom 08. 
März 2010 qualifiziert sind, zulässig. Das 
Gleiche gilt für die Fortsetzung des Studi-
ums im gleichen oder in einem fachlich 
verwandten Studiengang für Personen im 
Sinne des § 3 der Verordnung, die sowohl 
eine berufliche Tätigkeit im Ausbildungsbe-
ruf oder in einem der Ausbildung fachlich 
entsprechenden Beruf ausgeübt haben, als 
auch ein fachlich entsprechendes Studium 
anstreben sowie für die Absolventen des 
Probestudiums gem. §§ 13 und 14. 

(2) Der innerhalb der ersten vier Semester des 
Studiums erfolgende Wechsel der Hoch-
schule ist für die Fortsetzung des Studiums 
im gleichen oder in einem fachlich ver-
wandten Studiengang für Studierende ge-
mäß Abschnitt 1 (Zugangsprüfung) ohne 
nochmalige Zugangsprüfung der aufneh-
menden Hochschule zulässig, wenn in den 
Bachelorstudiengängen pro Semester min-
destens 20 Leistungspunkte nachgewiesen 
werden.  

(3) Für Studierende, die einen Umstand im 
Sinne des § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz erfüllen, verlän-
gert sich die Dauer des Probestudiums um 
den von diesem Umstand umfassten Zeit-
raum entsprechend. Werden die Nachwei-
se nach Absatz 3 Satz 1 innerhalb der ers-
ten zwei Semester des Studiums erbracht, 
ist der spätere Wechsel der Hochschule für 
die Fortsetzung des Studiums im gleichen 
oder in einem fachlich verwandten Studi-
engang zulässig. 

(4) Die Hochschule Hamm-Lippstadt stellt eine 
Bescheinigung über die erbrachten Leis-
tungen aus. 

(5) Studierende, die in einem anderen Bundes-
land das Studium als in der beruflichen Bil-
dung Qualifizierte aufgenommen haben, 
können ihr Studium im gleichen oder in ei-
nem fachlich verwandten Studiengang an 
der Hochschule Hamm-Lippstadt fortset-
zen, wenn ihnen die abgebende Hochschu-
le bescheinigt, dass sie ein Jahr lang er-
folgreich studiert haben. Eine Fortsetzung 
des Studiums an der Hochschule Hamm-
Lippstadt ist auch zulässig, wenn die Stu-
dierenden ihr Studium auch an einer 
nordrhein-westfälischen Hochschule hätten 
aufnehmen dürfen und bei einem Hoch-
schulwechsel innerhalb Nordrhein-
Westfalens die Bedingungen der Absätze 1 
oder 2 vorliegen würden. 
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§16 Inkrafttreten, Veröffentlichung 
 
Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft und wird in 
den Amtlichen Mitteilungen der Hochschule 
Hamm-Lippstadt veröffentlicht. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des 
Präsidenten vom 16.03.2011 am 
28.03.2011. 
 
 
 
gez. Prof. Dr. Klaus Zeppenfeld 
Präsident 
 
 

   



 
Amtliche Mitteilungen Nr. 2  Seite 8

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


